
 

Satzung für die Erhebung eines Kurbeitrages 

(Kurbeitragssatzung – KBS –) 

 

Auf Grund des Art. 7 des Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 
(GVBl 1993, S. 263), zuletzt geändert am 22. Juli 2008 (GVBl S. 460, ber. S. 580) erläßt die Gemeinde Roß-
haupten folgende 

Satzung für die Erhebung des Kurbeitrages 

vom 10. November 2010 

in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 15.12.2012 

 
 
 

§ 1 
Beitragspflicht 

Personen, die sich zu Kur- oder Erholungszwecken im Kurgebiet der Gemeinde aufhalten, ohne dort ihre 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts zu haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Kureinrich-
tungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen geboten wird, sind verpflichtet, einen Kurbeitrag zu entrich-
ten. Diese Verpflichtung ist nicht davon abhängig, ob und in welchem Umfang Einrichtungen, die Kurzwecken 
dienen, tatsächlich in Anspruch genommen werden. 

 
 

§ 2 
Kurgebiet 

Kurgebiet ist das Gemeindegebiet. 

 
 

§ 3 
Entstehen, Fälligkeit und Entrichtung des Kurbeitrags 

(1) Die Kurbeitragsschuld entsteht für jeden Aufenthaltstag mit Beginn des jeweiligen Tages. 

(2) Der Kurbeitrag wird mit dem Entstehen fällig. 

(3) Der Kurbeitrag ist an den zur Einhebung Verpflichteten (§ 6) oder, falls ein solcher nicht vorhanden ist, 
unmittelbar an die Gemeinde zu entrichten. 

 
 

§ 4 
Höhe des Kurbeitrags 

(1) Der Kurbeitrag wird nach der Anzahl der Aufenthaltstage berechnet. Angefangene Tage gelten als volle 
Tage. Die Tage der An- und Abreise werden als ein Aufenthaltstag berechnet. 

(2) Der Beitrag beträgt pro Aufenthaltstag 

1.  für Personen ab dem vollendeten 16. Lebensjahr 1,15 €, 

2.  für Kinder und Jugendliche ab dem vollendeten 6. Lebensjahr bis zum vollende-
ten 16. Lebensjahr 

0,60 €. 

3.  Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres sind kurbeitragsfrei. 

(3) Für Personen, die eine Behinderung von 70 % und mehr durch Schwerbehindertenausweis nachweisen 
können, wird der Kurbeitrag auf Antrag um im Falle des Abs. 2 Nr. 1 auf 0,60 €, im Falle des Abs. 2 Nr. 2 
auf 0,30 € ermäßigt. 

 
 

§ 5 
Erklärung des Kurbeitragspflichtigen 

(1) Kurbeitragspflichtige, die im Kurgebiet der Gemeinde übernachten, haben der Gemeinde spätestens am 
Tage nach ihrer Ankunft, Kurbeitragspflichtige, die nicht im Kurgebiet der Gemeinde übernachten, am er-
sten Tag ihres Aufenthalts mittels eines hierfür bei der Gemeinde erhältlichen Formblatts die für die 
Feststellung der Kurbeitragspflicht erforderlichen Angaben zu machen. 

(2) Die Meldepflicht entfällt bei Personen, die den Beitrag nach § 6 Abs. 3 an den Inhaber der Kuranstalt ent-
richten oder die nach § 6 Abs. 1 oder 4 gemeldet werden oder mit denen eine Vereinbarung nach § 7 Abs. 
1 getroffen worden ist. 



 

 
 

§ 6 
Einhebung und Haftung 

(1) Natürliche und juristische Personen, die Kurbeitragspflichtige beherbergen oder ihnen Wohnraum überlas-
sen, sowie Inhaber von Campingplätzen oder Wohnmobilstellplätzen (Beherbergungsbetriebe) sind ver-
pflichtet, der Gemeinde die Beitragspflichtigen schriftlich oder elektronisch zu melden, sofern diese sich 
nicht selbst gemeldet haben. Die Meldung hat auf amtlich vorgeschriebenem Meldeschein oder mittels 
amtlich zugelassenem elektronischem Verfahren bis zu dem auf die Ankunft folgenden Werktag zu erfol-
gen. Sie sind weiterhin verpflichtet, den Kurbeitrag einzuheben und haften der Gemeinde gegenüber für 
den vollständigen Eingang des Beitrages. 

(2) Der Kurbeitrag ist von dem zur Einhebung Verpflichteten spätestens einen Tag nach der Abreise des Kur-
beitragspflichtigen oder bei späterer Meldung mit dieser an die Gemeinde abzuführen. Die Gemeinde kann 
zulassen, daß der Beitrag erst am Monatsende abgeführt wird. 

(3) Inhaber von Kuranstalten sind verpflichtet, der Gemeinde am Ende jeden Monats die Zahl der Personen zu 
melden, die ihre Kuranstalt besucht haben und kurbeitragspflichtig waren, aber nicht im Kurgebiet der Ge-
meinde übernachtet haben. Sie haben von diesen Personen den Kurbeitrag einzuheben und in einer 
Summe allmonatlich an die Gemeinde abzuführen. Sie haften der Gemeinde gegenüber für den vollständi-
gen Eingang des Beitrags. Werden von den Beitragspflichtigen Ermäßigungen (§ 4) geltend gemacht, so 
ist das Vorliegen der dafür erforderlichen Voraussetzungen nachzuweisen. 

(4) Wenn Teilnehmer an Reisegesellschaften einen Pauschalsatz bezahlt haben, in dem der Kurbeitrag einge-
schlossen ist, so ist an Stelle des nach Absatz 1 Verpflichteten der Reiseunternehmer zur Abführung des 
Kurbeitrags verpflichtet; er haftet der Gemeinde gegenüber für den Eingang des Beitrages. Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

 
 

§ 7 
Besondere Vorschriften für Zweitwohnungsbesitzer 

(1) Mit Personen, die ihre zweite oder eine weitere Wohnung in der Gemeinde haben, sowie deren Ehegatten 
und deren einkommensteuerrechtlich dem Haushalt des Beitragspflichtigen zugerechnete Kinder, die nach 
§ 1 kurbeitragspflichtig sind, kann die Gemeinde einen Jahrespauschalkurbeitrag vereinbaren. In der Ver-
einbarung können auch Regelungen über die Fälligkeit des Beitrags getroffen werden. Als zweite oder wei-
tere Wohnung gelten auch Mobilheime, Wohnmobile, Wohn- und Campingwägen, die länger als drei Mo-
nate im Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden. 

(2) Der jährliche pauschale Kurbeitrag beträgt 

1. für Personen ab dem vollendeten 16. Lebensjahr 57,50 €, 

2. für Kinder und Jugendliche ab dem vollendeten 6. Lebensjahr bis zum vollende-
ten 16. Lebensjahr 

30,00 €. 

3. Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres sind kurbeitragsfrei. 

 § 4 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(2a) Für Personen, die eine Behinderung von 70 % und mehr durch Schwerbehindertenausweis nachweisen 
können, wird der Kurbeitrag auf Antrag im Falle des Abs. 2 Nr. 1 auf 30,00 €, im Falle des Abs. 2 Nr. 2 auf 
15,00 € ermäßigt. Ist entsprechend dem Schwerbehinderten-ausweis für den Behinderten eine Begleitper-
son erforderlich, wird diese auf Antrag vom Kurbeitrag befreit. 

(3) Inhaber von Zweitwohnungen haben Beginn und Ende des Haltens jeder Zweitwohnung im Gemeindege-
biet sowie Veränderungen, die eine Auswirkung auf die Festsetzung des pauschalen Jahreskurbeitrags 
haben, der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Beginn und Ende schriftlich anzuzeigen. 

(4) Die Beitragspflicht für den pauschalen Kurbeitrag entsteht jeweils am 1. Januar. Tritt die Beitragspflicht erst 
nach dem 1. Januar ein, so entsteht die Beitragspflicht mit dem ersten Tag des auf diesen Zeitpunkt fol-
genden Monats. Die Beitragspflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 nicht mehr vorliegen. 

(5) Die Gemeinde kann zur Feststellung der Kurbeitragspflicht verlangen, daß Inhaber von Zweitwohnungen 
ihr über die Benutzung der Zweitwohnung Auskunft geben. Weist eine nach Abs. 1 vom Pauschalbeitrag 
erfaßte Person nach, daß sie sich im Veranlagungszeitraum nicht zu Kur- und Erholungszwecken in der 
Gemeinde aufgehalten hat, wird ihm der Pauschalbeitrag zurückerstattet. 

 
 

§ 8 
Straf- und Bußgeldbestimmungen 

(1) Gemäß Art. 14 Kommunalabgabengesetz (KAG) wird wegen Abgabehinterziehung mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  



 

1. der Körperschaft, der die Abgabe zusteht, oder einer anderen Behörde über abgabenrechtlich erhebli-
che Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder 

2. die Körperschaft, der die Abgabe zusteht, pflichtwidrig über abgaberechtlich erhebliche Tatsachen in 
Unkenntnis läßt 

und dadurch Abgaben verkürzt oder für sich oder einen anderen nicht gerechtfertigte Abgabevorteile er-
langt. 

Bereits der Versuch ist strafbar. 

(2) Ordnungswidrig handelt gemäß Art. 15 KAG, wer als Abgabepflichtiger oder bei Wahrnehmung der Ange-
legenheiten eines Abgabepflichtigen eine der Abs. 1 bezeichneten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige 
Abgabenverkürzung). 

(3) Ordnungswidrig handelt gemäß Art. 16 KAG auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig  

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind, oder 

2. den Vorschriften zur Sicherung oder Erleichterung der Abgabeerhebung, insbesondere zur Anmeldung 
und Anzeige von Tatsachen, zur Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung 
oder Vorlegung von Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung von Abgaben zuwiderhandelt, 

und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabevorteile zu erlan-
gen. 

(4) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 6 nicht oder nicht rechtzeitig jeden bei ihm beherbergten Ortsfremden zur Entrichtung des 
Kurbeitrages anmeldet, 

2. entgegen § 6 den Kurbeitrag nicht von den beitragspflichtigen Personen einzieht und an die Gemein-
deverwaltung abführt, 

3. die ihm ausgehändigten Kurkarten mißbräuchlich verwendet. 

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet werden und soll den wirt-
schaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das sat-
zungsrechtliche Höchstmaß hierzu nicht aus, kann es überschritten werden. Im Falle des Abs. 4 Nr. 1 wird 
für jedes beanstandete Formblatt eine Geldbuße von 10 % des fälligen Kurbeitrages, mindestens jedoch 
15,00 € erhoben. 

(6) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung. 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.06.1975 in der Fassung vom 02.09.2008 außer Kraft. 

 
 
Roßhaupten, 10. November 2010 
GEMEINDE ROßHAUPTEN 
 
Pihusch 
1. Bürgermeister 


